
S
anierung und Ausbau vieler Autobah-
nen und Bundesstraßen im Südwes-
ten werden sich länger hinziehen als

gedacht. Für den Bundesfernstraßenaus-
bau bekommt Baden-Württemberg vom
Bund in diesem Jahr nur 460 Millionen
Euro – und damit rund 90 Millionen Euro
weniger als im Vorjahr. „Der Rückgang ist
schmerzlich“, teilte Verkehrsministerin
Tanja Gönner (CDU) in Stuttgart mit. „Die
Investitionsmittel, die wir vom Bund er-
halten, sind zu gering und werden dem ho-
hen Nachholbedarf in Baden-Württem-
berg nicht gerecht.“ Zudem sei die Aussicht
schlecht: Gönner rechnet 2011 mit einem
weiteren Minus. Die SPD sieht darin einen
Beleg, dass die Stuttgarter CDU-FDP-Re-
gierung kaum Einfluss in Berlin hat.

Nicht betroffen ist nach Angaben der Mi-
nisterin der sechsspurige Ausbau der Auto-
bahn 81 (Singen–Stuttgart) bei Böblingen.
Verzögern werde sich aber zum Beispiel
der Ausbau der A 8 (Karlsruhe–Stuttgart)
bei Pforzheim und der A 6 (Mannheim–
Nürnberg) bei Heilbronn. Mehr Geduld
müssen auch die Autofahrer und Anwoh-
ner haben, die auf die Ortsumfahrungen
von Bad Mergentheim, Schopfloch oder
Reutlingen warten. Ebenfalls verzögern
werden sich die Ortsumfahrung Herbertin-
gen, B 33 Allensbach-Konstanz, B 39 Orts-
umfahrung Mühlhausen. B 292 Ortsumfah-
rung Adelsheim und die B 462 Ortsumfah-
rung Dunningen. Gönner wetterte: „Es ist
ökonomisch und ökologisch falsch, eines
der wirtschaftlich stärksten und am höchs-
ten durch den Straßenverkehr belasteten
Länder so im Stau stehen zu lassen.“

Der SPD-Vizefraktionschef Nils Schmid
sagte, die Behauptung von Ministerpräsi-
dent Mappus (CDU), mit Ministerin Gön-
ner in Berlin mehr erreichen zu können als
vorher, habe sich als falsch erwiesen: „Of-
fensichtlich verfügt die Landesregierung
nach wie vor über viel zu wenig Durch-
schlagskraft in Berlin.“ Sie müsse bei ihren
Parteifreunden von Schwarz-Gelb durch-
setzen, dass der Bund seine Ausgaben am
Verkehrszuwachs und an der Stauhäufig-
keit in den Bundesländern ausrichte.  dpa

Verkehrswege Der Bund gibt in
diesem Jahr 90 Millionen Euro
weniger für Straßen aus.
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